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Kommentierte Finanzrechtsprechung

BFH-Urteil vom 07. November  2007

(I R 42/06 – BStBl. II 2008 S. 949)

Steuerpflicht des Sponsorings gemeinnütziger Vereine

Orientierungssatz:

Verpflichtet sich der Sponsor eines eingetragenen, wegen Förderung des Sports i.S. von § 52 AO als gemeinnützig anerkannten Vereins, die Vereinstätigkeit (finanziell und or-ganisatorisch) zu fördern, und räumt der Verein dem Sponsor im Gegenzug u.a. das Recht ein, in einem von dem Verein herausgegebenen Publikationsorgan Werbeanzeigen zu schalten, einschlägige sponsorbezogene Themen darzustellen und bei Vereinsveranstal-tungen die Vereinsmitglieder über diese Themen zu informieren und dafür zu werben, dann liegt in diesen Gegenleistungen ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbe-trieb.

Rechtsgrundlage:

AO § 14; KStG § 5 Abs. 1 Nr. 9; UStG § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a

►   Volltext der Entscheidung: 

http://www.kommunsense.de/index.php3?site=promemoria_dl&id=639
►   DIE SPEZIELLE BFH-KOMMENTIERUNG:
A.    Problemstellung
Der Rechtsstreit behandelt die Zuordnung einzelner im Rahmen eines Sponsoring-Vertra-ges erbrachter Leistungen einer gemeinnützigen Körperschaft zum Bereich der Vermö-gensverwaltung bzw. zum Bereich des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrie-bes.
B.    Inhalt und Gegenstand der Entscheidung
Der Kläger, ein gemeinnütziger Schützensportverein, hatte mit einem Versicherungsun-ternehmen („Sponsor“) einen „Partnerschaftsvertrag“ abgeschlossen. Der Sponsor ver-pflichtete sich, verschiedene Veranstaltungen des Klägers zu fördern sowie ihn bei der Herausgabe von Schriften, Büchern und anderen Publikationen zu unterstützen. Als Ge-genleistung hatte der Kläger die angeschlossenen Mitgliedsvereine über die Partnerschaft zu unterrichten; ferner räumte er dem Sponsor das Recht ein, den Partnerschaftsvertrag für Werbezwecke zu verwerten und bei Veranstaltungen des Klägers und seiner Unterglie-derungen die Mitglieder über versicherungsbezogene Themen zu informieren und seine Produkte zu bewerben sowie in der Sportschützenzeitung versicherungsbezogene Themen darzustellen und für seine Produkte zu werben. Der Sponsor schaltete in der Schützenzei-tung Werbeanzeigen, für die der Kläger keine gesonderten Rechnungen erstellte, ferner warb er über einen Stand auf Veranstaltungen des Klägers für seine Produkte. Des Weite-ren befand sich auf der Internetseite des Klägers unter der Rubrik „Service/Versicherun-gen“ ein Link auf das Versicherungsbüro G, das als Spezialversicherungsagentur des Sponsors u.a. Versicherungspakete für die Bedürfnisse der Vereinsmitglieder anbot.
Der Kläger erhielt vom Sponsor aufgrund des Partnerschaftsvertrages im Streitjahr 1999 Zahlungen in Höhe von 120.000 DM und im Streitjahr 2000 solche in Höhe von 100.000 DM. Er rechnete die Einnahmen dem Zweckbetrieb „Sportveranstaltungen“ zu und unter-warf sie dem ermäßigten Umsatzsteuersatz des § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a UStG.
Das Finanzamt ordnete sämtliche Einnahmen dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-schäftsbetrieb zu und unterwarf sie zugleich dem Regelsteuersatz bei der Umsatzsteuer. Der BFH bestätigte unter Aufhebung des stattgebenden erstinstanzlichen Urteils (FG Mün-chen, Urteil vom 15.05.2006 - 7 K 4052/03 - EFG 2006 S. 1362) die Auffassung des Fi-nanzamts. Das FG München hatte entschieden, dass der Kläger mangels eigener „aktiver Tätigkeit“ den Bereich der Vermögensverwaltung nicht überschritten habe. Dieser These erteilte der BFH eine Absage und stützte seine Entscheidung auf folgende Kernaussagen:
Das Anzeigengeschäft als Teil einer Vereinszeitung stellt grundsätzlich einen steuerpflich-tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb dar. Gleiches gilt, wenn einem Sponsor die Mög-lichkeit eingeräumt wird, nicht nur Anzeigen zu schalten, sondern auch in (fachbezogenen) Artikeln die eigenen Produkte zu bewerben. Nur wenn das Anzeigengeschäft insgesamt oder in abgrenzbaren Teilen an eine Werbeagentur verpachtet wird, ist die Tätigkeit - entsprechend einer Betriebsverpachtung - dem Bereich der Vermögensverwaltung zuzu-ordnen.
Das Dulden von Werbung auf Sportveranstaltungen auch ohne weitere Aktivitäten des Vereins kann Gegenstand eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs sein. Die Zahlung des Sponsors wird nicht - wie bei der Miete - für die Nutzung einer bestimmten Fläche ent-richtet, sondern dafür, dass der Sponsor auf der Sportveranstaltung des Klägers für sich werben darf. Als - zweifelhafte - Begründung führt der BFH insoweit aus, dass ohne die Sportveranstaltung der Werbestand für den Sponsor nutzlos sei. Diese Einnahmen sind auch nicht dem Zweckbetrieb „Sportveranstaltungen“ (§§ 65, 67a AO) zuzurechnen, da die Sportveranstaltungen auch ohne entsprechende Werbung durchgeführt werden können und die Durchführbarkeit der Sportveranstaltung hiervon nicht abhänge.
Der Kläger hat einen einheitlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhalten. Zwar liegt grundsätzlich in der Gestattung der Namensnutzung durch den Sponsor für sich be-trachtet kein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor. Allerdings mangelt es an einem geeig-neten Aufteilungsmaßstab, so dass die Sponsoringleistungen insgesamt dem wirtschaftli-chen Geschäftsbetrieb - und damit dem Regelsteuersatz bei der Umsatzsteuer - zuzuordnen waren.
Da die Zahlungen nicht aufzuteilen und einzelnen Leistungen des Klägers zuzuordnen wa-ren, konnte nach Auffassung des BFH zudem offen bleiben, ob der Kläger, soweit er auf seiner Internetseite einen Link zur Versicherungsagentur G unterhielt, Werbeleistungen für den Sponsor erbracht habe, die auch ohne ausdrückliche Nennung im Partnerschaftsvertrag als Gegenleistung für die Zahlung des Sponsors zu beurteilen waren.
C.    Kontext der Entscheidung
Der BFH betritt vorliegend kein „Neuland“. Daher überrascht es ein wenig, dass die Ent-scheidung - nachträglich - zur amtlichen Veröffentlichung vorgesehen wurde. Gleichwohl bietet sie sich an, die grundsätzlichen Abgrenzungsfragen zwischen Vermögensverwaltung und wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb bei Leistungen gesponserter (Sport-)Vereine zu beleuchten. Danach gilt es für gemeinnützige Körperschaften im Bereich des (Sport-)Spon-soring insbesondere auf das Folgende zu achten:
Grundsätzliche Aussagen zur Einordnung erhaltener Sponsoring-Leistungen enthält der Sponsoring-Erlass des BMF vom 18.02.1998 (BStBl I 1998 S. 212), der - sehr vereinfacht gesprochen - bloße Duldungs- bzw. „Gestattungsleistungen“ eines Vereins dem Bereich der Vermögensverwaltung zuordnet, wohingegen ein aktives Mitwirken des Vereins bei Werbemaßnahmen des Sponsors als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb behandelt wird.
Für den Bereich des Internetauftritts hat der Sponsoring-Erlass durch die Verfügung des Bayerischen Finanzministeriums vom 11.02.2000 (33-S 0183-12/14-89 238) eine weitere Präzisierung erfahren. Danach kommt es für die Einordnung als Vermögensverwaltung darauf an, dass das auf der Vereinshomepage entgeltlich abgebildete Logo (bei „normaler Größe“) per Hyperlink auf die Homepage des Sponsors führt, da in diesem Fall ein steuer-pflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vorliegen soll. Ob diese Auffassung zur Ver-linkung zutreffend ist, hat der BFH indes in der vorliegenden Entscheidung ausdrücklich offen gelassen.
Die vorliegende Entscheidung führt indes vor Augen, dass die Abgrenzung zwischen Ver-mögensverwaltung und wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb differenzierter vorzunehmen ist als - wie noch in der Vorinstanz - durch ein bloßes Abstellen auf ein - äußerlich erkenn-bares - „aktives Handeln“ des Vereins.
Generell ist ferner zu beachten, dass bei Vorliegen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs eine Freigrenze von 35.000 € der (Brutto-)Einnahmen für die Körperschaft- bzw. Gewer-besteuer gilt. Schließlich dürfte eine große Anzahl kleinerer Vereine der Regelung des § 19 UStG („Kleinunternehmerschaft“) unterfallen.
D.    Auswirkungen für die Praxis
Die vorliegende Entscheidung lehrt, dass bei „gemischten“ Sponsoringverträgen, die so-wohl Elemente der Vermögensverwaltung als auch Elemente des wirtschaftlichen Ge-schäftsbetriebs enthalten, zur Vermeidung eines einheitlichen wirtschaftlichen Geschäfts-betriebs die einzelnen Leistungen des Vereins jedenfalls aufgeteilt (sowie bewertet) und die Sponsorleistungen entsprechend zugeordnet werden müssen. Als sachgerechtes Auf-teilungskriterium dürfte es sich z.B. empfehlen, Minderungsrechte für das vom Sponsor zu entrichtende Entgelt bei Leistungsstörungen/Schlechtleistungen der vom Gesponserten zu erbringenden Leistungen diesen jeweils einzeln zuzuordnen.
►   Autor und Fundstelle:
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